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Der Staat muss dringend für mehr 
erschwinglichen Wohnraum sorgen 

  

Der deutsche Wohnungsmarkt bleibt extrem angespannt. Das 
gilt insbesondere für das Segment des günstigen Wohnraums. 
In Deutschland fehlen derzeit schätzungsweise mehr als 
700.000 Wohnungen. Tendenz steigend. Insbesondere in den 
Metropolen sind bezahlbare Mietimmobilien Mangelware.  

In seinem jüngsten Immobilien Quarterly erklärt das LBBW Re-
search, weshalb sich die Preise für Wohnimmobilien stabilisie-
ren. Das ist erfreulich für Eigentümer, nützt aber der Mehrheit 
der Bevölkerung herzlich wenig: Gut 52 Prozent der Menschen 
hierzulade wohnen zur Miete, was Deutschland zum Mieterland 
Nummer 1 in der EU macht. Die wichtigsten Faktoren, die dazu 
beitragen die Hauspreise zu stabilisieren, treffen die Heerscha-
ren der Mieter negativ: die wachsende Wohnbevölkerung, die 
kollabierende Zahl der Bauanträge und -genehmigungen (siehe 
Abbildung 1), sowie steigende Mieten (vor allem für Neuvermie-
tungen). All das beschreibt ein wachsendes Auseinanderklaffen 
von Angebot und Nachfrage.  

Deutschland führend bei Wohnungsarmut 

Wohnungsnot ist in Deutschland schon lange ein Thema. Aber 
wie groß ist das Problem wirklich? Leider lautet die Antwort: 
ziemlich groß. Und weiter zunehmend. Das zeigt zum Beispiel 
die sogenannte Wohnungsarmut. Sie misst, wieviele Menschen 
im Land in einem Haushalt wohnen, der mehr als 40 % des ver-
fügbaren Einkommens fürs Wohnen ausgeben muss. Hier 
nimmt Deutschland eine traurige internationale Spitzenposition 
ein (siehe Abbildung 2). Und jüngst haben die Neuvertragsmie-
ten noch deutlich angezogen. Das Problem dürfte sich also wei-
ter verschärfen.  

 
Wohnungsnot 
nimmt weiter zu 

Abb. 1: Baugenehmigun-
gen (Tsd. je Monat) 

 
Quelle: Destatis, LBBW Research 

Abb. 2: Wohnungsarmut 
2020 und 2023 

 
Quelle: Europäische Kommission 
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https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/immobilien-bauzinsen-krise-wohnungsbau-experten-100.html
https://www.lbbw.de/artikelseite/pressemitteilung/research-sieht-bodenbildung-bei-privaten-wohnimmobilien_aikq7tddp6_d.html
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/bf0879f1-9638-4868-8d59-5800871c15aa?lang=de
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Wohnen ist ein Grundbedürfnis und bildet in der Maslowschen 
Bedürfnispyramide gemeinsam mit Essen und Trinken die Basis.  

Das Thema Arbeitslosigkeit hat in Zeiten permanenten Arbeits-
kräftemangels und demografischen Wandels an Schrecken ein-
gebüßt. Damit wird Wohnen zu DER sozialen Frage in Deutsch-
land. Die Lösung des Problems könnte man natürlich auch dem 
Markt überlassen, aber das dürfte den ohnehin bedrohten Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft zusätzlich in Mitleidenschaft zie-
hen. Unzufriedenheit bei so einem grundlegenden Bedürfnis 
schlägt leicht in Radikalisierung um. Auf diese Zerreißprobe soll-
ten wir es als Gesellschaft nicht ankommen lassen. 

Was nun zu tun ist 

Das Angebot an Wohnraum, vor allem an preisgünstigem Wohn-
raum, muss rasch und nachhaltig steigen. Tatsächlich stehen wir 
aber am Ende eines langen Trends zu immer weniger Wohnun-
gen mit Sozialbindung (siehe Abbildung 3). Seit der Jahrtau-
sendwende gingen Tag für Tag fast 200 Sozialwohnungen ver-
loren, obwohl die Wohnbevölkerung seither weiter zugenommen 
hat. Die Folgen für Wohnungsarmut werden durch folgenden 
Vergleich deutlich: Wien etwa hat stets an kommunalen Immo-
bilien festgehalten. Fast die Hälfte der Wohnungen der österrei-
chischen Hauptstadt befinden sich in städtischer oder gemein-
nütziger Hand. In Berlin liegt dieser Wert bei etwa einem Viertel. 
Und das ist symptomatisch für beide Länder. Kein Wunder liegt 
der österreichische Anteil der wohnungsarmen Bevölkerung bei 
weniger als der Hälfte des deutschen Wertes. 

Die öffentliche Hand ist hierzulande also dringend gefordert. Und 
das nicht nur als Bauherrin. Städte und Gemeinden müssen 
auch mehr Flächen ausweisen. Und nicht zuletzt muss der Staat 
die überkomplexen Auflagen reduzieren und subventionierte 
Förderdarlehen bereitstellen.  

 

Wohnkosten 
sind die zentrale 
soziale Frage 
geworden 

 

 

 

 

Abb. 3:  
Belegungsgebundene 
Sozialwohnungen (Mio.) 

 
Quelle: Destatis, LBBW Research 
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